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Steht die Wohnsitzauflage einer Arbeitsaufnahme entgegen?

Die sogenannte Wohnsitzauflage bedeutet, dass Personen, die Sozialleistungen beziehen, ihren Wohnsitz nicht frei wählen dürfen.

Grundsätzlich haben Geflüchtete die ersten drei Jahre ab Anerkennung oder Erteilung der Aufenthaltserlaubnis die Pflicht, den

gewöhnlichen Aufenthalt (Wohnsitz) in dem Land zu nehmen, in das sie zur Durchführung des Asylverfahrens zugewiesen worden sind.

Die Wohnsitzverpflichtung kann aufgehoben werden, wenn eine sozialversicherungspflich�ge Beschä�igung mit einem Umfang von

mindestens 15 Stunden wöchentlich aufgenommen wird. (§ 12a Abs. (Absatz) 5 Satz Nr. (Nummer) 1 AufenthG (Aufenthaltsgesetz))
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